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ökonomische Prozesse und Bedingungen als Determinanten der
„Konstitution sozialer Probleme"
Hans Peter Widmaier
Soziale Probleme werden nicht von Sozialwissenschaftlern definiert, sondern durch
ökonomische Prozesse und Bedingungen verursacht. Dies ist die Ausgangsthese mei¬
nes heutigen Beitrags.
Alle sozialwissenschaftlichen Versuche zur objektiven und subjektiven Erfassung
sozialer Probleme sind bisher fragwürdig geblieben (vgl. G. ALBRECHT: 1977).
Die Fragenkataloge, etwa von Merton und selbst die Versuche einer theoretischen
Bestimmung sozialer Probleme im Rahmen einer interaktionistischen Theorie durch
Blumer, kranken daran,daß die zentralenBasisinstitutionen kapitalistischerwirtschaf¬
ten mit ihrer Konstituierung sozialer Probleme weitgehend unberücksichtigt bleiben.
Dies ist zugleich die Legitimation dafür, daß eine ökonomisch begründete Position zur
Diskussion sozialer Probleme einen wichtigen Stellenwert in der theoretischen Dis¬
kussion haben könnte.
Mit dieser ökonomischen Position zurBestimmung der Konstitution sozialerProble¬
me wird zurückgegriffen auf eine wissenschaftliche Tradition, die beispielsweise in der
historischen Schule der Nationalökonomie ebenso ihren Platz gefunden hat wie im Be¬
reich des Institutionalismus der Volkswirtschaftslehre. Nicht zuletzt wird in diesem
Zusammenhang notwendigerweise auch auf Elemente der politischen Ökonomie zu¬
rückgegriffen, die weite Teile der Diskussion des 19. und des 20. Jahrhunderts be¬
herrscht haben.
Noch einmal: nicht sozialwissenschaftliche Definitionen sozialer Probleme wer¬
den hier thematisiert, sondern die Auswirkungen ökonomischer Prozesse und Deter¬
minanten, sowie ihre politischen Ausprägungen im Rahmen kollektiven, demokrati¬
schen und bürokratischen Handelns werden zum Ausgangspunkt einer systemati¬
schen Diskussion der Entstehung und Behandlung politischer — insbesondere sozia¬
ler und sozialpolitischer Probleme — im Rahmen kapitalistischer Gesellschaften.
Damit rückt mein Ansatz sowohl in den Bereich interaktionistischer Theorien sozia¬
ler Probleme, die den Prozeß der kollektiven Beschreibung sozialer Probleme in den
Vordergrund stellt, als auch in den Zusammenhang einer ökonomischen Theorie
der Gesellschaft.
Zum ökonomischen Ansatz zur Bestimmung sozialer Probleme
Neuere Ansätze versuchen durch die Herausarbeitung der zentralen Rolle wirtschaft-
schaftlicher und sozialer Macht die Entscheidungsstrukturen, Informationsstruktu-
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ren und Motivationsstrukturen für die Erfassung und Erklärung gesellschaftlicher
und sozialer Phänomene fruchtbar zu machen (NEUBERGER/DUFFY: 1976). Die
folgenden Abschnitte orientieren sich im wesentlichen an KROMPHARDT: 1980
undTHIEME: 1980.
Es ist charakteristisch für diesen Ansatz, daß nicht nur die Entscheidungsträger
um die Abstimmung der von ihnen getroffenen Entscheidungen in die Diskussion
einbezogen werden, sondern auch ihre Motivationsstruktur, d.h. die Motivations¬
struktur der beteiligten Personen, nämlich Arbeiter, Unternehmer, Stimmbürger,
Politiker, und auch die dazugehörigen Informationsstrukturen.
Bei der Entscheidungsstruktur geht es zunächst um die Autorität bei Entschei¬
dungen im ökonomischen und politischen Bereich und die Verteilung dieser Autori¬
tät auf die Wirtschaftsbürger und Stimmbürger, d.h. Individuen, Gruppen und Orga¬
nisationen. Die Verteilung der Entscheidungsmacht auf die Mitglieder der Entschei¬
dungsstruktur bestimmt wesentlich die Bewältigung sozialer Probleme.
Zum zweiten spielt die Informationsstruktur einer Gesellschaft eine entschei¬
dende Rolle in bezug auf die Koordination zwischen unterschiedlichen Entschei¬
dungsbereichen, wie marktwirtschaftlichen Prozessen auf der einen Seite und nicht-
marktwirtschaftlichen Prozessen auf der anderen Seite.
Drittes Element des Ansatzes ist die Motivationsstruktur, die für die einzelnen Ent¬
scheidungsträger von besonderer Bedeutung ist.Motivationsstrukturen schaffen Hand-
lungsmöglichkeiten, Einfluß und Bewertung von Handlungsalternativen, wobei die
einzelnen Mitglieder des Systems,wieMarktteilnehmer und Stimmbürger unterschied¬
lich motiviert werden können. Beispielsweise durch Tradition, durch Egoismus, durch
Solidarität, durch freiwillige Unterordnung, durch Zwang und schließlich durch die
Vermittlung privaterAnreizsysteme, die jenseits der bisher Genannten liegen könnten.
Eine solche Klassifizierung führt uns zu drei möglichen Kriterien zur Beurteilung





Eigentums- und Verßgungskriterien bedeuten in kapitalistisch-organisierten Gesell¬
schaftsformationen, daß Entscheidungen über Produktion und deren Niveau und
Struktur sowie die Verteilung sowie die Konsumtion von dezentral agierenden Wirt¬
schaftseinheiten sowie Oligopolen und Monopolen gefällt werden. Dabei ist der ent¬
scheidende Entscheidungsbereich die Produktionsentscheidung. Gemüdert wird die¬
se Verfügungsgewalt durch Mitbestimmung, die jedoch permanent in Frage gestellt
wird. Andererseits haben staatliche Regelungen über Verfügungsgewalt und Nutzung
der Eigentumsrechte Barrieren gegenüber einer schrankenlosen Ausnutzung dieser
Verfügungsgewalt errichtet und dies aus einer produktionspolitischen Notwendig¬
keit heraus ebenso wie im Gefolge politischer Forderungen.
Zu den Informations- und Koordinationskriterien gehören in kapitalistischen Ge¬
sellschaften sowohl Marktsignale (wie Preise und Löhne), als auch Mengenindika¬
toren, wie Lieferfristen, Auftragsbestände und Warenvorräte, die jedoch im Zuge
der kapitalistischen Evolution zu sozialen Probleme sehr konkreter Art geführt ha¬
ben, auf die wir noch zu sprechen kommen werden.
Mit dem Aspekt der Motivationskriterien schließlich ist das Verhalten der unter¬
schiedlichen Entscheidungsträger in kapitalistischen Gesellschaftsformationen ange¬
sprochen. Dabei steht das Profitmotiv der Unternehmer seit Marx im Vordergrund.
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Es ist das Verdienst von Max Weber, das Planmäßige, Regelmäßige, Rechenhafte
des rationalen Handelns im Kapitalismus hervorgehoben, und das besondere Ver¬
dienst von Herbert Marcuse, diese Form der Rationalität als kapitalistische kritisch
dargestellt zu haben. Besonderes Augenmerk sollten wir in unserem Zusammen¬
hang mit der Konstitution sozialer Probleme darauf legen, daß die privatistische
Motivation der Handelnden in kapitalistischen Systemen zu einer systematischen
Divergenz zwischen individueller und gesellschaftlicher Rationalität führt.
Man könnte folgende Charakteristika kapitalistischer Systeme in bezug auf die
Konstitution sozialer Probleme zusammenfassen:
Eine kleine Zahl von Monopolen, Oügopolen und eine immer geringer werdende
Zahl von privaten Unternehmern entscheidet über den Einsatz der Produktionsmit¬
tel und damit über die Produktion von Waren für einen unvollkommenen Markt.
Auf der anderen Seite steht die Mehrheit der Bevölkerung, nämlich Arbeiter und
Angestellte ohne Besitz an Produktionsmitteln in einem institutionalisierten Ver¬
handlungssystem mit den Eigentümern an Produktionsmitteln.
Zur Information und Koordination ist zu sagen, daß die erhofften und erwarte¬
ten Marktsignale als Preis- und Mengenindikatoren kaum noch die Möglichkeit bie¬
ten, Absatz und Gewinnmöglichkeiten zu koordinieren und mit den Entscheidun¬
gen der Nachfrager zu verbinden (Zyklizität der wirtschaftlichen Entwicklung).
In bezug auf die Motivation in kapitalistischen Gesellschaftsformationen spricht
man mit Recht von einer Motivationskrise, nämlich daß privatistisches, individuali¬
stisches, kooperatistisches Handeln dominiert und sich die Schere zwischen indivi¬
dueller und gesellschaftlicher Rationalität weiter öffnet, und damit zum weiteren
Ursprungsgrund sozialer Problematik wird.
Ökonomische Prozesse und Bedingungen als Determinanten sozialer Probleme und
Bestimmungsgründe für sozial- und wirtschaftspolitisches staatliches Handeln
Im Zusammenhang mit der realen Entwicklung ökonomischer Prozesse und Bedin¬
gungen in kapitalistischen Gesellschaftsformationen als wichtigen Bestimmungsgrö¬
ßen sozialer Probleme wird im folgenden entlang der Teilbereiche von Entschei¬
dungsstrukturen, Informationsstrukturen und Motivationsstrukturen auf die wich¬
tigsten realen Probleme kapitalistischer Gesellschaftsformationen zurückgegriffen,
nämlich:
1. Die aus dem Konflikt zwischen Kapitaleignern und Arbeitnehmern historisch
sich herausbildende Institutionalisierung des Klassengegensatzes und der damit
verbundenen Institutionalisierung der sozialen Frage mit ihren Tendenzen zur
Verrechtlichung, Monetarisierung und Zentralisierung;
2. Die durch die Dominanz des Profitmotivs und seine selbstverstärkende Tendenz
herleitbaren wirtschaftlichen Konzentrationsprozesse im industriellen und im
Dienstleistungsbereich;
3. Die durch die Tendenz zur ökonomischen Rationalität in kapitalistischen Gesell¬
schaftsformationen induzierten Lernprozesse und ihre einer gesellschaftlichen
Rationalität gegenläufige Tendenz;
4. Die immanente Instabilität des kapitalistischen Wirtschaftssystems, die sich in
Turbulenzen der Realsphäre von Bedarfs- und Mengenstrukturen ebenso äußert,
wie in der Preissphäre, aber auch im politisch-administrativen System mit seinen
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demokratischen, interessengruppenspezifischen und bürokratischen Entschei¬
dungsstrukturen.
Diese Ausfächerung immanenter Entwicklungstendenzen kapitalistischer Gesell¬
schaftsformationen soll Ansatzpunkt dafür sein, individuelle und soziale Probleme,
die zu sozial- und wirtschaftspolitischen Handeln führen (oder nicht führen
- ,Poli-
tical Bads') herauszuarbeiten.
Zu 1.: Institutionalisierung des Klassengegensatzes
(Herrschaftsinstrument des Staates, produktionspolitische Notwendigkeit kapitali¬
stischer Gesellschaftsformationen und politische Artikulation individueller und so¬
zialer Probleme)
In der geschichtlichen Entwicklung staatlicher Sozialpolitik, etwa beginnend mit
der Arbeiterschutzgesetzgebung, Fabrikgesetzgebung, der Gesetzgebung über die Be¬
grenzung von Frauen- und Kinderarbeit, der Begrenzung des Arbeitstages und der
institutionellen Austragung des Gegensatzes zwischen Kapital und Arbeit ist eine
Tendenz zur Institutionalisierung von Sozialpolitik von oben (durch den Staat)
charakteristisch. Nicht zu vergessen ist in diesem Zusammenhang die umfangreiche
Sozialgesetzgebung (beginnend mit Bismarck und fortgesetzt bis heute). Diese In¬
stitutionalisierung staatlicher Sozialpoütik wurde auch von einer produktionspoli¬
tischen Notwendigkeit getragen, insofern die Konkurrenz der Kapitaleigner unter¬
einander zu einem Raubbau an dem Produktionsfaktor Arbeit geführt hatte und
systematisch auch führen mußte.
Diese, aus Gründen der Herrschaftsausübung und einer produktionspolitischen
Notwendigkeit entstandenen staatlichen sozialpolitischen Tätigkeitsfelder wurden
im Zuge der kapitalistischen Entwicklung ergänzt und erweitert durch eine zuneh¬
mende Organisation der Arbeiter und Angestellten in Arbeiterbünden, Genossen¬
schaften und Gewerkschaften. Dadurch wurde die Institutionalisierung des Klassen¬
gegensatzes und der Sozialpoütik von unten (von der Basis) erweitert und ergänzt:
der politische Druck der organisierten Arbeitskraft bedeutete konkrete Artikulation
individueüer und sozialer Bedürfnisse durch poütische und genossenschaftüche Or¬
ganisation.
Dadurch verwandelte sich das Nachfragemonopol der Arbeitgeber (Monopsonj
bezüglich des Faktors Arbeit in ein Verhältnis, das wohl am besten als oligopolarti-
ge Situation zwischen Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften bezeichnet wer¬
den kann. Mit der institutionellen Regelung der Auseinandersetzungen zwischen
Arbeitern und Kapitaleignern verbanden sich Tendenzen zur Verrechtlichung, Mo-
netarisierung und Zentralisierung. Diese Tendenzen bedeuteten zunächst durch ihre
Ablösung der feudalen Privüegien durch das bürgerüche Recht in der Phase des
Übergangs vom Feudaüsmus zum Kapitaüsmus eine Auflösung feudal-ökonomischer
und poütischer Beziehungen bürgerliche Rechtsbeziehungen. Ebenso wie das Recht
der bürgerüchen GeseUschaft, sich als poütisches Instrument im Kampfe gegen die
Monarchie und die privilegierte Landaristokratie entwickelte, so bedeutete die
Schaffung von Rechtspositionen für die Arbeiter und AngesteUten durch die staat-
üche Sozialpoütik und die Gewährleistung einer institutionell geregelten Konflikt¬
austragung (Tarifautonomie) einen poütischen Erfolg.
Im Zuge der weiteren Entwicklung staatücher Sozialpolitik ging diese emanzipa-
torische Intention verloren, und zwar zugunsten von Tendenzen zur Verrechtü-
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chung, Monetarisierung, Zentraüsierung sozialer Probleme. Bildhaft wurden die Ge¬
setze der Massenproduktion wirksam: Notlagen, Fürsorge- und Vorsorgeprobleme
wurden nach Rechtsnormen massenhaft abhandelbar, die Partner des sozialpoüti-
schen Geschäfts über die formal rechtüche Regelung einander entfremdet.
Hinzu treten aüerdings im Rahmen ordnungspoütischer Maßnahmen die sozial-
poütisch relevante rechtüche Verankerung der Freiheit der Berufs- und Arbeits¬
platzwahl, der Gewerbefreiheit, der Sozialgesetzgebung und der Mitbestimmungs¬
regelungen und neuerdings die Bemühungen zur rechtüchen Absicherung einer Hu¬
manisierung der Arbeitswelt.
Die Grenzen fanden diese ordnungspoütischen Lösungen systematisch an der
Kapitalorientierong bzw. Profitorientierung im Rahmen ordnungspoütischer Vor¬
stellungen kapitalistischer Geseüschaftsformationen. Eine Wende in Richtung einer
Arbeitsorientierung (Orientierung am Faktor Arbeit statt Kapital) fand systema¬
tisch nicht statt.
Verrechtlichung der Politik bedeutete in der Phase des Übergangs von Feudaüs-
mus zum Kapitaüsmus eine „Auflösung ökonomischer und poütischer Beziehungen
in Rechtsbeziehungen" (J.P. SEIFERT, 1971, S. 185 ff.)... An die SteUe des Privi¬
legiums tritt das Recht.
Wie das Recht der bürgerüchen GeseUschaft sich als ein poütisches Instrument im
Kampf gegen die Monarchie und die privilegierte Grundaristokratie entwickelte, so
kennzeichnet die Sozialgesetzgebung die Institutionalisierung des Klassengegensat¬
zes: „Die Organisation des Proletariats zur Klasse ... erzwingt die Anerkennung ein¬
zelner Interessen der Arbeiter in Gesetzesform" schreiben Karl Marx und Friedrich
Engels im Hinbück auf die engüsche lO-Std.-Büls (MEW, Bd. 4, S. 471). Und viele
Jahre später spricht K. Marx in diesem Zusammenhang vom „Sieg eines Prinzips":
Im Zuge der weiteren Entwicklung der Institutionaüsierung des Klassengegensatzes
in der Arbeiterbewegung ging diese ökonomische Intention in der Verechtlichung
sozialer Probleme verloren. Und zwar zugunsten einer Tendenz der Verrechtüchung
sozialer Probleme, die soziale Probleme nach Rechtsnormen abhandelbar machte
und die Küenten der Sozialpoütik durch formalrechtliche Regelungen einander ent¬
fremdete. Der emanzipatorische Impetus ging verloren:
Die verschiedenen Rechtssysteme des Verwaltungsrechtes, des Beamtenrechts
und des Arbeitsrechts bestimmen die Struktur der sozialpolitischen Behörden und
über das Besoldungsrecht auch ihre Personalverhältnisse. Ein am genormten Sozial¬
fall kasuistisch sich orientierendes Leistungsrecht regelte den sozialpoütischen In¬
halt der sozialen Handlung formal juristisch. Eine schleppend arbeitende und per¬
manent überforderte Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit regelt den Vollzug der so¬
zialpoütischen Gesetzgebung und sorgt für ihre Einhaltung: „Das ganze soziale Ge¬
schäft erhält einen juristischen Charakter" (ACHINGER 1971, S. 88).
Neben dem Rechtssystem hat auch das ökonomische Denksystem das Wie der
Produktion sozialpoütischer Güter stark beeinflußt: Die Monetarisierung sozialpo-
Utischer Güter und Dienstleistungen bezeichnet die typische Scheinlösung sozialer
Probleme über die Schaffung von Geldeinkommen. Das Sozialbudget wird zur stol¬
zen Produktionsziffer für sozialpoütische Anstrengungen aber auch zum Kritik¬
punkt wachsender Staatstätigkeit.
Produktion von Sozialpoütik durch den Staat, die Besetzung des sozialpoliti¬
schen Raumes durch die Denksysteme des Rechts und der Ökonomie bedeutete zu¬
gleich ihre Zentralisierung und Bürokratisierung als dem dritten hervorstechenden
Element der Trias der Verrechtüchung, Monetarisierung und Bürokratisierung. Nicht
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mehr individueüe Caritas, ehrenamtüche Hilfe in Not- und Risikofällen bestimmen
das Feld der Sozialpolitik, sondern die sozialen Verwaltungen mit ihrer
— Regelgebundenheit
— der Kontinuität der Amtsgeschäfte
— ihrer Kompetenzregelung
— und den damit verbundenen Instanzenwegen.
Einst revolutionäre, rationaüsierende Ablösung feudaler Herrschaft zeigen die büro¬
kratischen Formen der Produktion von Sozialpoütik heute deutliche Anzeichen der
Erstarrung des ineffizienten Einsatzes knapper Ressourcen und eine „Borniertheit
der Institutionen" (Chr.v. FERBER) z.B. in der mangelhaften Anpassung an sich
verändernde sozialpoütische Bedürfnisse. Die regelgebundene, sozialen Tatbestän¬
den namengebende Fixierungsarbeit sozialpolitischer Bürokratien kommt damit
zwar dem zunehmenden sozialpolitischen Bedürfnis nach Sicherheit formal sehr ent¬
gegen, blockiert andererseits den Einfallsreichtum in bezug auf die Schaffung neuer,
innovativer sozialpoütischer Instrumente und Ziele (H. ACHINGER, a.a.O., S. 85).
Zu 2.: Profitmotiv und Konzentrationsprozesse in kapitalistischen
Gesellschaftsformationen
Die Dominanz des Profitmotivs in kapitaüstischen Geseüschaftsformationen hat als
ein sich selbstverstärkendes Element im wirtschaftlichen Entwicklungsprozeß zu be-
triebüchen und branchenspezifischen Konzentrationsprozessen geführt, die in kei¬
ner Weise vorher in Umfang und Struktur vorhersehbar gewesen sind. Diese Konzen¬
trationsprozesse haben sowohl im Produktionsbereich (Angebot), als auch im
Dienstleistungsbereich (Nachfrage) stattgefunden und spezifische Auswirkungen auf
die soziale und wirtschaftüche Situation der Arbeiter und Angesteuten innerhalb
dieser Bereiche, aber auch außerhalb dieser Bereiche gezeigt.
Für Josef Schumpeter ist das Profitmotiv das treibende Element kapitalistischen
Wirtschaftens, die Produktion (und Dienstleistung) „nur eine Nebenerscheinung
beim Erzielen von Profiten". Noch fehlt eine geschlossene Theorie des Profits, doch
einige Bausteine für eine Profittheorie lassen sich zusammentragen:
— das Profitmotiv als treibende Kraft der wirtschaftlichen Entwicklung des Kapita¬
lismus (J.A. Schumpeter).
— Bereits J.M. Keynes hat die Produzentensouveränität (Souveränität der Unter¬
nehmer) nachgewiesen, und die damit verbundene Umkehrang der Prämissen des
Marktmodells konstatiert: nicht die Konsumenten, sondern die Unternehmer be¬
stimmen wesentlich die gesamtwirtschaftüchen Verhältnisse (vgl. auch die Ar¬
beit von John K. Galbraith).
— Die Existenz von .economies of scale' (Möghchkeiten der Massenproduktion) in
der industriellen Produktion (wie auch im Dienstleistungsbereich) bedeuten eine
immanente Tendenz zur Verstärkung von Konzentrationsprozessen. Dies büdete
schon den Kern der klassischen Kritik am Konkurrenzmodell.
— Die Möglichkeit, Wettbewerbsvorteüe zu erzielen und auszubauen bietet eben¬
falls eine Tendenz zur Vermachtung der Märkte, zur Büdung von Oügopolen und
Monopolen.
— Neben dem Profitmoftv steht in kapitaüstischen Gesellschaften das Prinzip der
135
Profitmaximierung als Handlungsstrategie. Diese Strategie bedeutet eine Tendenz
zur Monopolpreispolitik, zur offenen oder versteckten Marktabsprache oder of¬
fener bzw. versteckter Monopolpreisbildung mit entsprechenden Profitmöglich¬
keiten.
Zu 3.: Die Motivationskrise des Kapitalismus
In Anknüpfung an die klassische Arbeit von Max Weber über die .Protestantische
Ethik und den Geist des Kapitaüsmus" hat sich in neuerer Zeit eine Debatte darüber
entwickelt, inwiefern eine Tendenz zur Konditionierung der Bürger in kapitaüsti¬
schen Staaten zu homines oeconomici stattfinde. In Anlehnung an lerntheoretische
Kategorien spreche ich in diesem Zusammenhang von einer ökonomischen Kondi¬
tionierung des Bürgers, der in einem säkularen Tradierungsprozeß in den verschie¬
denen Soziaüsationsinstanzen der Gesellschaft wie Famüie, Arbeitsplatz, Poütik
und Schule zu dieser dominierenden Form der Verhaltensweise gezwungen wird.
Diese sozialisations- und lerntheoretische These büdet zugleich den Stützpfeüer für
die These, daß der Erklärungswert ökonomischer Theorien, ökonomischer, sozialer
und politischer Entscheidungsprozesse durchaus als realistische Beschreibungen des
Ist-Systems Wohlfahrtsstaat heranzuziehen sind (G. SCHMÖLDERS: 1971).
Ökonomische Rationaütät im Wohlfahrtsstaat ist bürgerliche Rationalität des
Wirtschaftens: Was, wieviel, wie und für wen produziert wird, ist materiell und in¬
haltlich eingeschränkt durch die privatwirtschaftüche Organisation des Wirtschafts¬
ablaufs und seiner Gewinnorientierung. Klassisch dazu schon die Formuüerung bei
Max Weber: „Die heutige kapitaüstische Wirtschaftsordnung ist ein ungeheurer
Kosmos, in den der einzelne hineingeboren wird und der für ihn ... als faktisch un¬
abänderliches Gehäuse gegeben ist ... er zwingt dem einzelnen die Normen seines
wirtschaftüchen Handelns auf... der heutige, zur Herrschaft im Wirtschaftsleben ge¬
langte Kapitalismus also erzieht und schafft sich im Wege der ökonomischen Ausle¬
se die Wirtschaftssubjekte ... deren er bedarf" (M. WEBER: 1965, S. 92).
Freiüch stößt dieses ökonomische Rationalprinzip bei seiner tendenzieüen Durch¬
setzung in den ökonomischen und politischen Entscheidungsbereichen an Grenzen
unterschiedlichster Art: So beispielsweise auf der Ebene sozialer und kultureller
Probleme, wie im Bereich von Kindern, Jugendlichen, Frauen, Kranken, Alten und
Hüfsbedürftigen ebenso wie in ökonomischen Bereichen, in denen das Profitmotiv
keine Anwendungsmögüchkeiten (mehr) bietet. Hier üegt auch einer der genuinen
Ursprünge für sozialpolitisches Handeln im spezieüen und staatüches Handeln im
aügemeinen im Rahmen wohlfahrtsstaatlicher Aktivitäten. Auch stößt die Orientie¬
rung wirtschaftüchen Handelns am ökonomischen Rationalprinzip an Grenzen, die
Jürgen Habermas im Zuge seiner Überlegung zur „Dialektik der Rationalisierung"
(J. HABERMAS, in: H.P. Widmaier(Hrsg.): 1974, S. 255 ff) am Beispiel industriel¬
ler vom ökonomischen Rationalkalkül dominierter Rationaüsierungsprozesse als
„Pauperismus in der Arbeit" und in seiner Fortsetzung in der Konsumwelt und
Freizeitsphäre als „Pauperismus im Konsum" bezeichnet hat. Konkret heißt das,
daß bestimmte Elemente und Merkmale unserer Geseüschaftsordnung, wie das
System der ungleichen Büdungschancen, die Existenz seelischer Nöte und Notlagen
und das, was Habermas den „staatsbürgerlichen Privatismus" nennt immer schon
im Zuge der sozialen Prozesse unserer Geseüschaft als Mißstände erkennbar sind,
bevor überhaupt sozialpolitisch eingegriffen wird und zwar systematisch eingegrif¬
fen wird. Mit anderen Worten drückt dies Christian von Ferber so aus: „Vorenthal-
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tene Büdung, seeüsche Verkrüppelung, anerzogener Konformismus zum Zwecke
schmerzloser Ausbeutung treten in den Gesichtskreis der „formal rationalsten
Mittel der Orientierung wirtschaftlichen Handelns" nicht ein, sie sind immer schon
geschehen, ehe die soziale Umverteüung einsetzen kann" (Chr.v. FERBER: 1967).
Unterstützt wird die These eines gleichsam vorprogrammierten homo oeconomi-
cus als dominierende Verhaltensweise in kapitaüstischen GeseUschaften durch das
massenhafte Zurücktreten und Zurückdrängen religiöser Überzeugungen in diesen
GeseUschaften. Gestützt wird die These auch durch die systematische Organisation
partikulärer Egoismen in organisierten Gruppen.
Hier zeigt sich auch die feine Ambivalenz des individualistischen Ansatzes sobald
er eingebettet wird in eine gesellschaftstheoretische Bezugsebene: Der scheinbar
privatistisch isolierte Egoist ist Produkt der gesellschaftüchen Verhältnisse und erst
im Zuge von Sozialisationsprozessen zum homo oeconomicus konditioniert worden
— eine Einsicht, die schon bei John Stuart Mül in nuce vorhanden ist; eine Einsicht,
die zugleich Hoffnung bedeutet für eine Umkehr dieses Lernprozesses in Richtung
der Erlernung soüdarischer, kooperativer und sozialer Verhaltensweisen. Ein Phäno¬
men, das wir ja trotz unterschiedücher Anlässe und Ziele bei Kleingruppen-Experi¬
menten geseüschaftüchen Lebens und anderen Versuchen sozialer Gemeinschaften
bestens studieren und untersuchen können. Damit eröffnet sich für uns die Mögüch-
keit, die Bedingungen zu studieren und zu erforschen, unter denen eine andere
Form der sozialen Verhaltensweise als der des homo oeconomicus erlernbar ge¬
macht werden kann.
Zu 4.: Die Zyklizität wirtschaftlicher Entwicklung im Kapitalismus
Nach Jahren der Wachstumseuphorie, der dankbaren Entgegennahme von immer
mehr Gütern und Dienstleistungen im Zuge einer rapiden wirtschaftlichen Entwick¬
lung macht sich im Zuge der weltweiten wirtschaftüchen Rezession in der Mitte der
70-er Jahre eine Wiederbesinnung auf die Zyklizität wirtschaftlicher Evolution breit.




— dem poütisch-administrativen System in Form demokratischen Handelns, koüek-
tiver Aktion und bürokratischen Handelns.
Dabei gehe ich von der Grundhypothese aus, daß in der Regel eine endogene Stabi¬
lisierung der Turbulenzen (außer in Boomphasen) kaum oder nicht mögüch ist, viel¬
mehr eine endogene Verstärkung der Turbulenzen systematisch nachgewiesen wer¬
den kann (W. VOGT: 1974/75). Ich spreche in diesem Zusammenhang in Anleh¬
nung an die in den 30er Jahren entwickelten Thesen von Gunnar Myrdal (1965,
S. 205 ff.) von kumulativen Prozessen der Verursachung. D.h. die Turbulenzen der
einen Sphäre setzen sich über die Interdependenz der Institutionenbereiche syste¬
matisch auch in anderen Bereichen fort und verstärken dort unter Umständen die
endogen angelegte Instabiütät.
Die Existenz von Turbulenzen, die kaum vorhandene Mögüchkeit einer endoge¬
nen Stabiüsierung und die gleichzeitig bestehende Mögüchkeit einer endogenen Ver¬
stärkung der Turbulenzen in den einzelnen Bereichen bedeutet unter dem System-
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imperativ der ökonomischen und sozialen Stabüität für die staatüchen Instanzen
— hier insbesondere die sozialpoütischen Instanzen — die Notwendigkeit einer stän¬
digen poütischen Intervention (Wirtschafts- und Sozialpolitik).
Der eigentliche Grund — so die hier vertretene Auffassung — für die Turbulenzen
in den genannten Bereichen und ihre Verstärkung über kumulative Prozesse der Ver¬
ursachung üegt im Spannungsverhältnis zwischen individueller Rationalität und ge¬
sellschaftlicher Irrationalität. Die systematische Durchsetzung der individuellen Ra¬
tionalität bei den unterschiedüchen Akteuren wie Unternehmern, Arbeitern, Mit-
güedern organisierter Gruppen, Stimmbürgern und Mitgliedern staatücher Bürokra¬
tien wendet sich also systematisch gegen die gerade auf diesem Prinzip der indivi-
dueüen freien Entscheidung basierende ordnungspolitische Konzeption der sozialen
Marktwirtschaft.
Betrachten wir zunächst das Preissystem: Ursprüngüch instrumental gedacht als
eine Mögüchkeit der Beseitigung von Ungleichgewichten auf dem Gütermarkt durch
Preisänderungen, auf dem Arbeitsmarkt durch Lohnvariationen und auf dem Geld¬
markt durch Zinsveränderungen, deutet die Entwicklung, wie sie bereits von John
Maynard Keynes und im Post-Keynesianismus gedeutet wurde, darauf hin, daß zwar
grundsätzüch eine solche Tendenz zur Beseitigung von Ungleichgewichten besteht,
aber andererseits eine systematische Tendenz zu beobachten ist, daß die Preisreak¬
tion von Mengenreaktionen überholt werden (siehe unten).
Hinzu kommt, daß das Preissystem durch die Vermachtung bzw. Institutionali¬
sierung im Bereich des Konflikts zwischen Arbeitnehmern und Unternehmern ein
Ort der Austragung dieses Konflikts geworden ist: es wird dabei wesentlich um Ein¬
kommensansprüche der jeweiügen Seite gerungen (Lohnquote, Gewinnquote). Die
dabei entstehenden Turbulenzen entwickeln sich entsprechend der Gewinn- bzw.
Lohnorientierung der Kontrahenten in zwei Richtungen: Bei vorherrschender Ge¬
winnorientierung der Unternehmer und der sich selbst verstärkenden Tendenz des
Profitmotivs erleben wir eine Entwicklung zu immer größeren Betriebseinheiten, zu
Oügopolen und Monopolen, kurz, zu einer Verstärkung der Konzentrationsprozes¬
se. Andererseits führen die Auseinandersetzungen zu Turbulenzen im Preissystem,
die sich als inflationäre Prozesse ausmachen lassen: Einmal in Form einer gewissen
struktureUen Inflation, die durch die Lohnführerschaft einzelner Gewerkschaften
im Zuge einer gesamtwirtschaftüchen Gewerkschaftspohtik möglich ist. Durch die
Lohnführerschaft einzelner Gewerkschaften, die andere Bereiche mit weniger tech¬
nischem Fortschritt mitziehen, ergibt sich ein „Bodensatz an Inflation". Zum ande¬
ren: Bei der Möglichkeit, Preisüberwälzungen vorzunehmen und der starken Markt¬
macht der Gewerkschaften in Boomzeiten kann sich dann eine explosionsartige Ent¬
wicklung in bezug auf inflationäre Prozesse anbahnen. In allen genannten Fällen ist
es die Dominanz individueller Rationaütät in ihrer materialen Beschränkung auf
Einkommensvorteüe: Beim Unternehmer die dezentrale Entscheidung über den Pro¬
duktionsprozeß, die Profitorientierung und der Verzicht auf eine gesamtwirtschaft-
Uche Perspektive; beim Arbeitnehmer die ökonomische individuaüstische Fixierung
auf Realeinkommenssteigerungen — eine Poütik, die als Reduktion der Gewerk¬
schaftsstrategie auf die individuell ökonomischen Interessen der Arbeitnehmer be¬
zeichnet werden kann.
Auch die Turbulenzen in der Realsphäre (Gütersphäre) sind auf die dezentralen
Entscheidungen der Unternehmer, der Arbeiter und Konsumenten zurückzuführen.
Ich möchte dies am Beispiel der Rezession verdeutlichen: Bei der Existenz eines
Überangebotes an Waren kommt es auf Seiten der Unternehmer zu Produktionsein-
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schränkungen; das Volkseinkommen und die Sparsumme sinkt (Multipükatorpro-
zeß). Die von den Unternehmern vorgenommenen Produktionseinschränkungen
führen zu einem Rückgang der Nachfrage nach Arbeitskräften und unter bestimm¬
ten Bedingungen zu Arbeitslosigkeit. Resultate sind, wie in der gegenwärtigen Situa¬
tion eine Kapazitätsauslastung im Umkreis von 80 % und eine Arbeitslosigkeit in
der Größenordnung von einer Milüon Arbeitskräfte.
Die Rationaütätsfalle
Das Paradoxon der Situation möchte ich beschreiben mit dem Terminus Rationali¬
tätsfalle: Die Unternehmer und Arbeiter laufen beide aufgrund ihrer individueüen
Rationaütät ungewoüt in diese Rationaütätsfalle, obwohl grundsätzüch sowohl die
Arbeiter an ihren Arbeitsplätzen und dem damit verbundenen Einkommen und die
Unternehmer an der VoUauslastung ihrer Produktionsanlagen interessiert sind und
Unternehmer und Arbeiter zusammen an einem wirtschaftlichen Wachstumgsprozeß
interessiert sind, der beiden größere Einkommensmögüchkeiten verschafft.
Wie ist das Öffnen und Zuschnappen der Rationalitätsfalle zu erklären? Eine
mögüche Erklärung üegt in der individualistischen Orientierung aüer Teünehmer am
Wirtschaftsprozeß (ökonomische Konditionierung). Ein weiteres mögüches Erklä¬
rungsmoment finden wir in der Organisation des Wirtschaftsablaufes selbst: Bei de¬
zentraler Entscheidungsfindung steuern die konjunktureüen Signale (Überangebot
oder Mangel an Gütern, Arbeitslosigkeit oder Überbeschäftigung, Inflation, Stagfla¬
tion, Kapazitätsauslastung) die individuellen Entscheidungen der Unternehmer und
Arbeiter in die geseüschaftüche Irrationahtät. In der Rezession erhalten wir folgen¬
des Büd: Erreicht die Unternehmer das Signal eines Überangebotes der von ihnen
produzierten Waren, werden sie mit einer Reduktion ihrer Produktion (bzw. der
Wachstumsrate der Produktion) antworten. Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit sowie
eine Reduzierung der Arbeitseinkommen und des Gewinns sind die Folge. Die Re¬
zession hat eine selbstverstärkende Tendenz, die noch dadurch verstärkt wird, daß
auch die Arbeiter und Angesteuten bei Arbeitslosigkeit oder ihrer Gefahr (z.B.
Kurzarbeit) ihre Ausgaben nach Möglichkeit einschränken (vgl. das Ansteigen des
Sparvolumens privater Haushalte in der Rezession 1975/76). Über den Multiplika¬
tor induzieren sie damit einen weiteren Rückgang der Einkommen und eine zusätz-
üche Verstärkung der Rezession. Die je individuell .richtige' Entscheidung ergibt
eine sich selbstverstärkende Tendenz zur geseüschaftlichen Irrationaütät.
Die Rationalitätsfaüe zeigt sich aber auch im Boom. Auch hier läßt sich eine Ver¬
stärkungstendenz der Turbulenzen beobachten und dies ist im folgenden Ablauf be¬
gründet : In der Aufschwungphase werden die Unternehmer den Auslastungsgrad ihrer
Anlagen zu erhöhen versuchen und sie werden die Investitionstätigkeit verstärken. Da¬
durch erweitern sie den Kapitalstock und die Kapazitäten gemäß derindividuellen Ra¬
tionalität des Vorgehens. Jedoch ist die über den Akzelerator- und Multipükatorme-
chanismus veranlaßte Erhöhung der Gesamtnachfrage (über die Investitionsnachfrage)
noch intensiver. Der damit auftretende gesamtwirtschaftüche Effekt steht damit wie¬
derum im Widerspruch zur individueüen Rationaütät: Die Turbulenz wird immanent
verstärkt. Diese gesellschaftliche Irrationaütät wird noch verstärkt durch die in der
Aufschwungphase mögliche Preispoütik (Überwälzungschancen der Oügopole und
Monopole) und die Lohnpoütik der Gewerkschaften (Nominaüohnsteigerungen).
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Politische Entscheidungsprozesse als Determinanten sozialer Probleme
Die aufgezeigten Turbulenzen und Instabiütäten im ökonomischen Bereich ergeben
nun verschiedene spezifische Ansatzpunkte für staatliche Interventionen im Sinne
der Produktion politischer Güter. Dabei stellt sich uns die zentrale Frage, ob die
politischen Prozesse dahingehend wirken, daß die Widersprüchüchkeit (ausgedrückt
als Rationalitätsfalle) des ökonomischen Systems sich im politischen Bereich repro¬
duziert. Oder anders gefragt, gelingt es die Turbulenzen der ökonomischen Prozesse
in den politischen Prozessen zu beseitigen, zu kompensieren oder zumindest in ih¬
ren Ausschlägen zu reduzieren? Oder ist nicht vielmehr die Gefahr zu erwarten, daß
sich die Rationalitätsfalle über die Fortsetzung ökonomischer Rationalität in den
politischen Entscheidungsprozessen auch im poütisch-administrativen System nach¬
weisen läßt? Mit der Konsequenz einer systematischen Instabilität (politischen Kri¬
se) auch in diesem Bereich.
Für eine Analyse der Wirkungsweise des politisch-administrativen Systems ist
wiederum die historische Erscheinungsform des homo oeconomicus konstitutiv und
zwar für die Handlungsweise aller Akteure im politischen System: Die Stimmbürger,
die Lobbyisten und die Poütiker. Für jeden Akteur gibt es zwar im Rahmen der po-
ütischen Arbeitsteüung eine unterschiedliche soziale Funktion, diese wird aber nur
über die Vermittlung der privaten Motivationen beziehungsweise ihrer ökonomi¬
schen Konditionierung — nämüch Einkommen, Macht und Prestige zu vermehren —
nebenher befriedigt (Nebenproduktsthese). So wie die Bedarfsdeckung im ökonomi¬
schen Bereich nur das Nebenprodukt kapitalistischen Wirtschaftens ist, nämlich ein
der Profiterzielung untergeordnetes Nebenprodukt, so ist die Produktion von Poli¬
tik im politisch-administrativen System des Wohlfahrtsstaates vermittelt denkbar
und wohl auch realistisch über die Anreize privater Motivation der poütischen Ak¬
teure. Ökonomische Konditionierung, die Existenz von Informationskosten, un¬
vollständige Information aller Beteiügten über den politischen Entscheidungsprozeß
und seiner Resultate sowie eine oligopoüstische Struktur des Parteienmarktes (weni¬
ge große Parteien konkurrieren um einzelne Stimmbürger) führen über den Einsatz
der Lobbyisten und wirtschaftüchen Interessenverbänden zu systematischen Infor¬
mationsverzerrungen. Als ihr Resultat ergibt sich eine durch ungleiche Einkom¬
mens-, Macht- und Vermögensverteilung bedingte politische Ungleichheit unter den
Wählern.
A. DOWNS spricht von der systematischen Ausbeutung der Konsumenten durch
die Produzenten auch über den Umweg der Regierungspolitik, P. BERNHOLZ von
der systematischen Bevorzugung marktmächtiger Interessengruppen durch die Re¬
gierungspolitik (A. Downs, in: H.P. Widmaier: 1974, S. 121 ff. und P. Bernholz, in:
H.P. Widmaier, 1974, S. 173 ff.).
Ökonomische Konditionierung und die damit verbundene Entpolitisierung brei¬
ter Schichten der Bevölkerung bedeuten aber zugleich auch eine Politik der Wahlge¬
schenke, der Bevorzugung taktischer gegenüber strategischer Maßnahmen in der
Wirtschafts- und Sozialpolitik und damit eine beständige Gefahr der Umwandlung
von Turbulenzen im ökonomischen Bereich in Turbulenzen im poütisch-administra¬
tiven System (politische Krisen).
Wenn es keinen Mechanismus oder keinen systematischen Prozeß gibt, der Grup¬
penhandeln im Sinne solidarischen, kooperativen Handelns erzeugt und garantiert,
so wird die ökonomische Konditionierung der Individuen auch im Gruppenhandeln
dominierend wirken. Der homo oeconomicus ist deshalb auch zum Ausgangspunkt
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für die Formulierung einer Logik kollektiven Handelns verwandt worden. Dabei er¬
gibt sich die Tendenz, daß Gruppenhandeln im Wohlfahrtsstaat in der Regel nur
durch Zwang oder in Verbindung mit selektiven, privaten Anreizen zu erreichen ist.
Diese sind jedoch nur eine notwendige und nicht hinreichende Bedingung für Grup¬
penaktivität bzw. die Entstehung sozialer Gruppen. Neben den genannten Elemen¬
ten spielen auch die Organisationsfähigkeit eines besonderen Interesses, die mit der
Organisation verbundenen Organisationskosten und die Konfliktfähigkeit eines be¬
sonderen Interesses eine zentrale Roüe als zusätzüche Bedingungen für die Organisa¬
tion von besonderen Interessen in Gruppen. Das bedeutet, daß sich die Galbraith'sche
These von der „Macht erzeugt Gegenmacht" umkehrt in die These „Macht erzeugt
Ohnmacht". Breite Schichten der Bevölkerung bleiben nach dieser Logik kollekti¬
ven Handelns unorganisiert, obwohl Gruppen eine zentrale Funktion für die Pro¬
duktion politischer Güter im poütisch-administrativen System haben. Gedacht ist in
diesem Zusammenhang an die unorganisierten Gruppen der Steuerzahler, der Kon¬
sumenten, der Friedensfreunde, der Inflationsgeschädigten, der an Depression lei¬
denden und anderer latenter, nicht organisierter Gruppen in unserer Gesellschaft.
Hinzu kommt, daß das Bargaining der organisierten Gruppen systematisch zu La¬
sten der unorganisierten oder machtlosen Gruppen in der GeseUschaft verläuft. Das
Ergebnis dieser Logik kollektiven Handelns — basierend auf der ökonomischen Kon¬
ditionierung der Staatsbürger — erzeugt demnach nicht automatisch ein Gegenge¬
wicht zu den in der ökonomischen Grundstruktur entstehenden Turbulenzen. Viel¬
mehr setzt sich auch hier der kumulative Prozeß der Durchsetzung individueller Ra¬
tionalität fort.
Schüeßlich bleibt zu fragen, ob nicht die Logik bürokratischen Handelns in der
Staatsverwaltung, vertreten durch die einzelnen Gebietskörperschaften wie Bund,
Länder und Gemeinden im Bundesstaat der Bundesrepubük Deutschland ein not¬
wendiges Korrektiv darstellen für die im ökonomischen und in Teilen des politisch¬
administrativen Systems auftretenden Turbulenzen. Oder setzt sich auch hier — im
Außen- und Innenverhältnis der staatlichen Bürokratien — individuelle Rationaütät
und das ökonomische Kalkül im engeren Sinne durch? Im Wohlfahrtsstaat schaffen
vor allem die ständig notwendigen staatlichen Interventionen in den Wirtschaftsab¬
lauf wie Globalsteuerung, antizyküsche Finanzpoütik, Strukturpolitik, aber auch
Sozialpolitik eine direkte Abhängigkeit von der wirtschaftüchen Sphäre und den
von dort aus artikulierten Interessen. Damit wird sowohl die These von der wach¬
senden Eigenständigkeit staatücher Bürokratien (Max Weber) als auch die gängige
Neutralitätsthese — nämüch Repräsentant des Volkswülens zu sein — systematisch
in Frage gestellt.
Bezüglich des Binnenverhältnisses der Staatsverwaltung können wir zwei weitere
Elemente einer Ökonomisierung festhalten: Einmal das horizontale und vertikale
Konkurrenzverhältnis der Bürokratien im Föderalismus untereinander, das oft auch
zu einem Konfliktverhältnis sich entwickelt; zum anderen soll auf die Tendenz zu
einer dominierend ökonomischen Motivation des Beamtenstabs verwiesen werden.
In der horizontalen Ebene der Fachressorts konkurrieren die verschiedenen Fachab-
teüungen bzw. Ministerien in einer Weise miteinander, daß die Koordination der
Einzelinteressen in Richtung auf ein gesellschaftüches Gesamtinteresse systematisch
in Frage gesteüt ist. Es ist vielmehr zu vermuten und wohl auch empirisch belegbar,
daß sich in der Regel die produktionsorientierte gegenüber der sozialpolitischen
Bürokratie durchzusetzen vermag oder zumindest ihre Grenzen bestimmt. In der
Vertikalen konkurrieren und konfügieren nicht nur die nationalen Staatsverwaltun-
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gen untereinander (im Föderaüsmus), sondern auch die internationalen Bürokratien.
Damit verbindet sich eine Tendenz der inhaltlichen Entleerung wirtschafts- und so-
zialpoütischer Zielsetzungen, eine Tendenz wiederum zum taktischen Handeln, das
strategischem Handeln vorgezogen wird und schüeßüch eine Tendenz zu einer syste¬
matischen Überforderung der staatüchen oder parastaatüchen Bürokratie.
Zum Innvenverhältnis der Bürokratie wird in der neueren Literatur poütischer
Entscheidungsprozesse die ökonomische Motivation der Beamten - nämüch Macht,
Einkommen, Prestige, Sicherheit, Bequemüchkeit usw. zu erlangen — zur Erklärung
innenbürokratischen Verhaltens herangezogen. Dabei wird in einer Typologie zwar
differenziert zwischen im reinen Eigeninteresse handelnden und Personen mit einer
gemischten Motivationsstroktur. Der Tendenz nach wird jedoch die partieüe Loyali¬
tät der Beamten mit gemischter Motivationsstruktur im Konflikt der Bürokratien
mit der Außenwelt und der Konkurrenzsituation und Konfliktsituation der Büro¬
kratien untereinander abgebaut. Als Grundtendenz — so die Interpretation — bleibe
die dominierend ökonomische Handlungsweise auch der Beamten mit den entspre¬
chend negativen Auswirkungen für die soziale Funktion der Bürokratie: Auch ihre
politischen Güter werden wiederum nur als Nebenprodukt produziert.
Die Rationaütätsfaüe schnappt also auch im poütisch-administrativen System zu
und es entsteht im Wohlfahrtsstaat eine auffallende Diskrepanz zwischen verbriefter
Verfassung und Verfassungswirküchkeit. Offengelegte Wachstumserfolge erweisen
sich mehr und mehr als ülusorisch, wenn man die kumulative Zunahme volkswirt-
schaftücher und poütischer Turbulenzen betrachtet. Diesen Zusammenhang zwi¬
schen Industriaüsierong, Kapitaüsmus und Politik bringt Herbert Marcuse auf die
folgende Formuüerung: „Die Tauschgesellschaft, in der aües so frei und rational zu¬
geht, tritt unter die Herrschaft ökonomischer und poütischer Monopole. Der Markt
und seine Freiheiten ... wird einer erschreckend wirksamen Reguüerung unterwor¬
fen, in der das AUgemeininteresse scharf von den herrschenden Partikularinteressen
bestimmt und geprägt wird."
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